
 

  

Anhang

Ortsplanungsrevision Hünenberg 

Bauordnung 

Gesamtrevision der Nutzungsplanung 
(Abstimmungsfrage 1) 

28. März 2025 

 

Vorprüfung durch die Baudirektion 

 

Zug, den 5. Juni 2024  Der Regierungsrat: Florian Weber  

 

1. öffentliche Auflage 

Publikation im Amtsblatt 

von: 12. September 2024  Nr.: 2024/37  

Öffentliche Auflage 

von: 12. September 2024  bis: 11. Oktober 2024  

 

Durch die Stimmbevölkerung beschlossen am:   

 

Die Gemeindepräsidentin:   Der Gemeindeschreiber:   

 

2. öffentliche Auflage 

Publikation im Amtsblatt 

von:   Nr.:   

Öffentliche Auflage 

von:   bis:   

 

Genehmigung durch die Baudirektion 

 

Zug, den   Der Baudirektor:   

 

Die Teilfestlegung des Gewässerraums (Abstimmungsfrage 2) – d.h. Art. 34 «Zone für Gewässerraum» – ist aus-
schliesslich zu Informationszwecken transparent dargestellt und ist nicht Gegenstand der Gesamtrevision der 
Nutzungsplanung (Abstimmungsfrage 1). 
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Die Einwohnergemeinde Hünenberg beschliesst, gestützt auf § 7 Abs. 1 des Planungs- 
und Baugesetzes vom 26. November 1998, was folgt: 

I. Einleitung 

Art. 1 Zweck und Geltungsbereich 

1 Die Bauordnung und der Zonenplan regeln unter Vorbehalt des übergeordneten Rechts 
die Nutzung des Bodens und das Bauen in der Gemeinde. 

2 Die Bauordnung und der Zonenplan gelten für alle Bauten, Anlagen und Aussenräume 
sowie für das gesamte Gemeindegebiet. 

Art. 2 Ortsbauliche Grundhaltung 

Die Eigenart und Identität der Siedlungs-, Kultur- und Naturlandschaft sind zu wahren. In 
den Bauzonen wird die Entwicklung einer zeitgemässen, nachhaltigen Baukultur unter Be-
rücksichtigung des Ortsbildes und der quartierspezifischen Qualitäten und Merkmale im 
Sinne der nachfolgenden gemeindlichen Planungsmittel angestrebt. 

Art. 3 Planungsmittel 

1 Das räumliche Entwicklungskonzept (REK) definiert die Ziele und Grundsätze der ge-
meindlichen Raumentwicklung. 

2 Das Landschaftsentwicklungskonzept (LEK) enthält Ziele und Massnahmen zur Förde-
rung der ökologischen Vernetzung sowie zur Erholungsnutzung. 

3 Der gemeindliche Richtplan gibt darüber Aufschluss, wie sich die Gemeinde räumlich 
entwickeln soll. Er legt Ziele fest, insbesondere für die 
– räumliche Entwicklung der Siedlungs-, Landwirtschafts-, Landschafts- und Schutzge-

biete;  
– Erneuerung von Siedlungen;  
– Erschliessung samt Erschliessungsprogramm; 
– Standorte für öffentliche Bauten und Anlagen, Aussichtspunkte, Denkmäler und Nah-

erholungsgebiete. 

4 Quartiergestaltungspläne legen die Merkmale und Gestaltungsprinzipien eines Quartiers 
fest. Sie dienen als Grundlage für Bebauungspläne, öffentliche Projekte sowie qualitätssi-
chernde Konkurrenzverfahren. 

5 Die Bebauungspläne, die Waldabstandslinienpläne sowie die Baulinien- und Strassen-
pläne gemäss ÖREB-Kataster sind als Sondernutzungspläne zu beachten. 

Art. 4 Vollzugsrichtlinien 

Der Gemeinderat kann im Interesse eines einheitlichen Vollzugs von Bauvorschriften, für 
die ein Ermessensspielraum besteht, themen- oder ortsteilspezifische Vollzugsrichtlinien 
erlassen. 

Art. 5 Planungs- und Baukommission 

1 Der Gemeinderat wählt eine Planungs- und Baukommission. 

2 Die Planungs- und Baukommission berät den Gemeinderat in gestalterischen, baulichen 
und planerischen Fragen. 

3 Der Gemeinderat legt die Aufgaben, Kompetenzen und die Organisation fest. 

4 Der Gemeinderat und beratende Kommissionen können beratende Fachleute, kantonale 
Kommissionen und Amtsstellen beiziehen. 
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II. Zonenvorschriften 

a. Bauzonenvorschriften 

Art. 6 Wohnzonen (W) 

1 Die Wohnzonen sind für Wohnzwecke, dem Wohnen vergleichbare Zwecke sowie fami-
lienergänzende Betreuung bestimmt. 

2 Nicht störende Gewerbe- und Dienstleistungsbetriebe sind zulässig. 

3 In den im Zonenplan mit der Überlagerung «zusätzliche Wohnungen» bezeichneten Ge-
bieten kann für die W1 die Grundmasse der W2a; für die W2a die Grundmasse der W2b; 
für die W2b die Grundmasse der W3 angewendet werden. Dabei sind folgende Bedingun-
gen einzuhalten: 
– Es wird mindestens eine zusätzliche, vollwertige Wohnung mit separater  

Erschliessung erstellt; 
– Die Mindestfläche der zusätzlichen Wohnung beträgt 70 m² anrechenbare  

Geschossfläche; 
– Die Abweichungen von den Grundmassen dürfen nicht mit einem Bebauungsplan  

kumuliert werden. 

4 Die im Quartiergestaltungsplan und Baulinienplan Enikon-Eichmatt-Zythus bezeichneten 
Freiflächen dürfen an die Grünflächenziffer angerechnet werden. Die Ausnützung dieser 
in den Wohnzonen W2a, W2b, W3 und W4b liegenden Freiflächen beträgt 25 % der zo-
nengemässen Ausnützung. Diese Ausnützung kann nur auf Grundstücksflächen realisiert 
werden, die in den Wohnzonen W3 und W4b liegen. 

Art. 7 Wohn- und Arbeitszonen (WA) 

1 Die Wohn- und Arbeitszonen sind für Wohnzwecke, dem Wohnen vergleichbare Zwecke 
sowie für mässig störende Gewerbe- und Dienstleistungsbetriebe bestimmt. 

2 In der Wohn- und Arbeitszone 5 sind Wohnungsgrössen von maximal 60 m2 anrechen-
bare Geschossfläche zulässig. 

Art. 8 Arbeitszonen (A) 

1 Die Arbeitszone ist für das Gewerbe, für Dienstleistungen und für die Industrie be-
stimmt. 

2 In der Arbeitszonen AA sind mässig störende Gewerbe- und Dienstleistungsbetriebe zu-
lässig. 

Art. 9 Kernzone (K) 

1 Die Kernzone bildet das Ortszentrum und ist für Wohnzwecke, dem Wohnen vergleich-
bare Zwecke sowie für höchstens mässig störende Gewerbe- und Dienstleistungsbetriebe 
bestimmt. 

2 Der Übergang zum öffentlichen Raum ist aufenthaltsfreundlich zu gestalten und der Ge-
bäudezugang hat strassenseitig zu erfolgen. Die erste Raumtiefe der Erdgeschosse soll 
möglichst publikumsorientierte Nutzungen und einen guten Bezug zum öffentlichen 
Raum aufweisen. 

Art. 10 Zone des öffentlichen Interesses für Bauten und Anlagen (OeIB) 

1 Die Zone des öffentlichen Interesses für Bauten und Anlagen ist für öffentliche Bauten 
und Anlagen bestimmt. 
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2 Zu den Grundstücken in angrenzenden Zonen sind die Grenz- und Gebäudeabstände 
dieser Zonen einzuhalten. Im Übrigen werden die Bauvorschriften vom Gemeinderat un-
ter Berücksichtigung der öffentlichen und privaten Interessen von Fall zu Fall festgelegt. 
Die Dichtevorgaben der Nachbarzonen sind bei der Interessenabwägung zu berücksichti-
gen. 

Art. 11 Bauzonen mit speziellen Vorschriften Langrüti (BsV1) 

1 Die Bauzone mit speziellen Vorschriften Langrüti ist für das Gewerbe und Wohnen be-
stimmt. 

2 In der Bauzone mit speziellen Vorschriften Langrüti darf nur aufgrund eines ordentlichen 
Bebauungsplans gebaut werden. Die Bauzone mit speziellen Vorschriften Langrüti ermög-
licht eine qualitätsvolle Erweiterung der heutigen Bebauung unter Berücksichtigung der 
Erhaltung des Ortsbildes, des bedeutenden Parks, der Kulturobjekte und der villenartigen 
Bebauung. 

3 Der bestehende Baumbestand ist geschützt. Die Ausnahmen und Details werden im Be-
bauungsplan geregelt. 

Art. 12 Bauzonen mit speziellen Vorschriften Bösch (BsV2) 

1 Die Bauzone mit speziellen Vorschriften Bösch ist für das Gewerbe, für Dienstleistungen 
und die Industrie bestimmt. Massgebend ist der Plan gemäss Anhang 3. 

2 Im Gebiet 1 sind mässig störende Gewerbe- und Dienstleistungsbetriebe sowie Bil-
dungsinstitutionen (ES III) zulässig. 

3 Im Gebiet 2 sind stark störende Industrie-, Gewerbe- und Dienstleistungsbetriebe (ES IV) 
zulässig. 

4 Die zu erstellenden Grünflächen gemäss Grünflächenziffer sind möglichst in den Grün-
bändern oder in der öffentlich zugänglichen Freifläche (Anhang 3) zu realisieren. Ein-/Aus-
fahrten etc. sind innerhalb des Grünbandes zulässig. 

5 Im Gebiet 1 ist innerhalb der schraffierten Fläche (Anhang 3) eine öffentlich zugängliche 
Freifläche von mindestens 2’000 m2 zu erstellen. Die Lage und Gestaltung ist auf Grund-
lage eines qualitätssichernden Konkurrenzverfahrens mit mindestens drei Planungsteams 
festzulegen. 

6 Bei Errichtung des öffentlichen Fussweges gemäss Anhang 3 darf die Baumassenziffer 
gemäss Art. 13 um max. 0.3 erhöht werden. 

7 Zur Gebäudeerschliessung sind Hochstrassen und notwendige Rampenanlagen ohne 
Einhaltung der Grenzabstände zulässig. Gegenüber der Hochstrasse und Rampenanlage 
sind keine Abstände einzuhalten. 

8 Die im Zonenplan gekennzeichneten Fläche «Nutzungsvorbehalt Störfallvorsorge» liegt 
im Einflussbereich der bestehenden Erdgashochdruckanlagen. Bei Bauvorhaben ist durch 
ein Gutachten die Notwendigkeit und der Umfang von Schutzmassnahmen zu prüfen, um 
sicherzustellen, dass das Personenrisiko im Sinne der Störfallverordnung (StFV; SR 
814.012) hinreichend klein ist. Notwendige Schutzmassnahmen sind der kantonalen Fach-
stelle vor Erteilung der Baubewilligung zur Genehmigung vorzulegen. 
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b. Grundmasse der Bauzonen 

Art. 13 Masse für die Einzelbauweise 

1 Unter Berücksichtigung der Vorgaben gemäss Abs. 1. 
2 Der Gemeinderat kann für betriebsbedingte Anforderungen Ausnahmen gestatten. 
3 Die Gebietszuteilung ist dem Plan gemäss Anhang 3 zu entnehmen. 

1 In den Wohn- und Arbeitszonen (WA) und der Kernzone (K) sind höhere Erdgeschosse 
zulässig. Bei Erdgeschossen, die eine Geschosshöhe von mehr als 3.2 m aufweisen, er-
höht sich die Gesamthöhe um das Mass der Mehrhöhe über 3.2 m, jedoch höchstens um 
1.3 m. 

2 In der Bauzone mit speziellen Vorschriften Bösch sind Mobilitätshubs gemäss Art. 43 
Abs. 4 bis zu einer Gesamthöhe von 29.5 m zulässig. 
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Wohnzone 1 W1 0.35 - 0.50 1 3.2 m 7.6 m - 8.1 m 20 m 10 m 7 m - II 

Wohnzone 2a W2a 0.45 - 0.45 2 3.2 m 7.6 m - 8.1 m 25 m 7 m 5 m - II 

Wohnzone 2b W2b 0.55 - 0.45 2 3.2 m 10.8 m - 11.3 m 25 m 7 m 5 m - II 

Wohnzone 3 W3 0.65 - 0.45 3 3.2 m 14.0 m - 14.5 m 25 m 7 m 5 m - II 

Wohnzone 4a W4a 0.75 - 0.40 4 3.2 m 17.2 m - 17.7 m 30 m 10 m 5 m - II 

Wohnzone 4b W4b 0.90 - 0.40 4 3.2 m 17.2 m - 17.7 m 30 m 10 m 5 m - II 

Wohn- und  
Arbeitszone 3 

WA3 0.65 - 0.30 3 3.2 m 14.0 m1 - 14.5 m1 frei 7 m 5 m 20 % III 

Wohn- und  
Arbeitszone 5 

WA5 - 4.5 0.30 5 3.2 m 20.4 m1 - 20.9 m1 frei 7 m 5 m 40 % III 

Kernzone K 0.75 + 
0.05 

- 0.20 4 3.2 m - - 16.3 m1 frei 7 m 5 m - III 

Arbeitszone A AA - 4.5 0.20 -  17 m 13.5 m - frei 7 m 5 m - III 

Bauzone mit spezi-
ellen Vorschriften 
Langrüti 

BsV1 0.30 - 0.30 - - 14.0 m - 14.5 m 25 m 5 m 5 m - III 

Bauzone mit spezi-
ellen Vorschriften 
Bösch, Gebiet 1 3 

BsV2 - 8.0 0.10 - - 22.0 m 14.0 m - frei 5 m 5 m - III 

Bauzone mit spezi-
ellen Vorschriften 
Bösch, Gebiet 2 3 

BsV2 - 8.0 0.10 - - 22.0 m 10.0 m - frei 5 m 5 m - IV 



8 

 

c. Ergänzende Bauzonenbestimmungen 

Art. 14 Ergänzende Bestimmungen für die Arbeitszone AA und die Bauzone mit 
speziellen Vorschriften Bösch BsV2 

1 In der Arbeitszone und der Bauzone mit speziellen Vorschriften Bösch sind Verkaufsflä-
chen unter folgenden Bedingungen zulässig: 
a) Der Verkauf von an Ort produzierten Gütern ist zulässig, wobei der Verkauf in einem 

untergeordneten Verhältnis zur Produktion am Ort stehen muss. 
b) Der Verkauf von nicht an Ort produzierten Gütern ist unter folgenden nicht kumulati-

ven Bedingungen zulässig: 
– Die Güter stehen in engem Zusammenhang mit der Tätigkeit resp. dem Angebot eines 

Betriebs und die Verkaufsfläche beträgt nicht mehr als 20 % der gewerblichen Nutzflä-
che, maximal aber 500 m². 

– Die Verkaufsfläche beträgt maximal 200 m². 

Der Gemeinderat kann ein Abweichen von diesen Einschränkungen zulassen, sofern in 
einem Verkehrsgutachten der Nachweis erbracht wird, dass durch den Verkauf von Gü-
tern zusätzlich erzeugte Verkehrsaufkommen vom bestehenden Verkehrsnetz aufgenom-
men werden kann. 

2 In der Arbeitszone AA und der Bauzone mit speziellen Vorschriften Bösch ist betriebs-
notwendiger Wohnraum zulässig. 

3 In der Arbeitszone AA und der Bauzone mit speziellen Vorschriften Bösch sind kleinere 
Freizeiteinrichtungen mit lokalem Einzugsgebiet, bspw. Fitnesscenter, zulässig. Publi-
kumsintensive Freizeiteinrichtungen, bspw. Erlebnisparks oder Multiplexkinos, sind nicht 
zulässig. 

Art. 15 Bebauungsplanpflicht 

1 In den im Zonenplan mit durchgezogener Linie schwarz umrandeten Gebieten darf nur 
auf der Grundlage eines ordentlichen Bebauungsplans gebaut werden. 

2 In den im Zonenplan mit gestrichelter Linie schwarz umrandeten Gebieten darf nur auf 
der Grundlage eines einfachen oder ordentlichen Bebauungsplans gebaut werden. 

3 Wird nicht das gesamte mit der Pflicht belegte Gebiet in einem einzigen Bebauungsplan 
behandelt, so kann die Konzeptidee in einem Quartiergestaltungsplan gemäss Art. 3 Abs. 
4 über das gesamte Gebiet gesichert werden. 

4 Der Gemeinderat kann in Anlehnung an § 32 Abs. 2 des Planungs- und Baugesetzes 
(PBG; BGS 721.11) weitere wesentliche Vorzüge verlangen, namentlich: 
– guter Nutzungs- und Wohnungsmix,  
– erhöhter Anteil an Kleinwohnungen, 
– Gemeinschaftsräume, 
– bessere Versorgung des Quartiers mit Gütern des täglichen Bedarfs, 
– attraktive Fuss- und Velowege, 
– vorwiegend unterirdische Parkierung, 
– Beschränkung von Immissionen und Emissionen,  
– umweltfreundliche Energieversorgung,  
– gemeinsame Entsorgungsanlagen, 
– Gebäudestellung aufgrund von Kaltluftströmen, 
– öffentlich zugängliche Spiel- und Aufenthaltsflächen. 

5	Riedhalden: Für den Bebauungsplan im Gebiet Riedhalden gelten folgende Zielsetzun-
gen: 
– Bewahrung von Grünkorridoren und Ausblicken durch eine sorgfältige Eingliederung 

hinsichtlich der Struktur und Körnung in das angrenzende Quartier. Eine lockere Ein-
zelbauweise ist anzustreben. 
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– Entlang der St. Wolfgangstrasse ist gegen das Reusstal und gegen die südlichen 
Grundstücksgrenzen ein geeigneter Abstand von der Grundstücksgrenze vorzusehen. 

6	Dorfzentrum/Schürmatt: Für die Bebauungspläne im Dorfzentrum und Schürmatt gelten 
folgende Zielsetzungen: 
– Gestaltung hochwertiger Freiräume und ortsbaulicher Strukturen, welche die Identität 

des Zentrums stärken und die Begegnung fördern. 
– Ein stimmiges Miteinander von ursprünglicher und neuer Bebauungsstruktur sichern, 

insbesondere eine gute Einordnung und Gestaltung im Kontext schützenswerter Bau-
ten. 

– Eine auf den räumlichen Kontext differenzierte Festlegung der Dichte und Bauweise. 
– Abstimmung der Nutzungskonzepte und Funktionen zwischen den verschiedenen Are-

alen/Teilbereichen im Dorfzentrum. 
– Umsetzung eines angemessenen Wohnungsmixes für verschiedene Zielgruppen. 
– Das Gebiet Schürmatt bildet den Auftakt zur Kernzone. Mit der Überbauung ist zum 

Bestand (Hof-Gebäude) ein guter ortsbaulicher Übergang zu gewährleisten. 

7	Eichmatt: Für den Bebauungsplan im Gebiet Eichmatt gelten folgende Zielsetzungen: 
– Es ist für das Gebiet ein geeigneter Wohnungsmix mit einer adäquaten höheren Dichte 

zu erstellen. 
– Es ist auf eine rücksichtsvolle und gute Einpassung in das umliegende Quartier zu ach-

ten. 

8 Zythus: Für den Bebauungsplan im Gebiet Zythus gelten folgende Zielsetzungen: 
– Die zentrale und wichtige Lage ist unter Einbezug ihres räumlichen Umfelds mit einem 

guten Städtebau und einem attraktiven Nutzungsmix als Begegnungsort zu entwi-
ckeln. 

– Für das Gebiet ist eine angemessene Geschossigkeit und hohe Dichte mit entspre-
chender Durchlässigkeit zu ermitteln. 

– Es ist zu einem geeigneten Zeitpunkt ein partizipativer Prozess und Einbezug der Be-
völkerung durchzuziehen. 

9 Zythusmatt: Für die Bebauungspläne Zythusmatt Ost und Zythusmatt West gelten fol-
gende Zielsetzungen: 
– Aufgrund der Nähe zum Begegnungsort Zythus ist das geeignete Potenzial einer quali-

tätsvollen Nachverdichtung zu ermitteln. 

10 Zythusweg: Für den Bebauungsplan im Gebiet Zythusweg gelten folgende Zielsetzun-
gen: 
– Erneuerung und qualitätsvolle Nachverdichtung unter Berücksichtigung der grund-

stücksübergreifenden Erschliessungssituation. 

11 Dersbachstrasse: Für die Bebauungspläne Dersbach Nord und Dersbach Süd gelten fol-
gende Zielsetzungen: 
– Entlang der Bahnlinie ist eine verdichtete Bauweise anzustreben. 
– Die Durchblicke zum See mit entsprechender Stellung und Setzung der Gebäude sind 

sicherzustellen. 
– Der Übergang zur angrenzenden W1-Zone ist ortsverträglich zu gestalten. 

12 Rony: Für den Bebauungsplan Rony gelten folgende Zielsetzungen: 
– Schaffung von preisgünstigem Wohnraum. 
– Der Übergang vom Siedlungs- zum Landwirtschaftsgebiet ist gut zu gestalten.  

13	Der Gemeinderat bzw. die Einwohnergemeinde kann in begründeten Fällen von Abs. 5 
bis 12 Abweichungen zulassen und Ausnahmen von den Zweckbestimmungen gewähren. 
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Art. 16 Preisgünstiger Wohnungsbau 

1 Die im Zonenplan speziell bezeichneten Gebiete dienen dem preisgünstigen Wohnungs-
bau. Dabei gelten in Übereinstimmung mit § 18 Abs. 4 PBG die nachfolgenden Mindes-
tanteile auf die anrechenbare Geschossfläche: 

a) Im Gebiet Dersbach Nord gilt ein Anteil von 46 % 
(entspricht 100 % der Mehrausnützung) 

b) Im Gebiet Dersbach Süd gilt ein Anteil von 46 % 
(entspricht 100 % der Mehrausnützung) 

c) Im Gebiet Zythusmatt West gilt ein Anteil von 25 % 
(entspricht 50 % der Mehrausnützung) 

d) Im Gebiet Zythusmatt Ost gilt ein Anteil von 19 % 
(entspricht 50 % der Mehrausnützung) 

e) Im Gebiet Eichmatt gilt ein Anteil von 25 % 
(entspricht 50 % der Mehrausnützung) 

f) Im Gebiet Schürmattstrasse gilt ein Anteil von 19 % 
(entspricht 50 % der Mehrausnützung) 

g) Im Gebiet Gartenstrasse gilt ein Anteil von 19 % 
(entspricht 50 % der Mehrausnützung) 

h) Im Gebiet Rony Süd gilt ein Anteil von 40 % 
(entspricht 100 % der Mehrausnützung) 

i) Im Gebiet Rony Nord gilt ein Anteil von 100 % 
(entspricht 100 % der Mehrausnützung) 

2 Zonen für preisgünstigen Wohnungsbau sind einer Grundnutzung überlagert. 

3 Bei neuen ordentlichen Bebauungsplänen ist auf mindestens 50 % der zusätzlich anre-
chenbaren Geschossfläche preisgünstiger Wohnraum zu schaffen. 

4 Die Gemeinde unterstellt die preisgünstigen Wohnungen dauerhaft dem kantonalen 
Wohnraumförderungsgesetz [WFG; BGS 851.211]. Sie kann im Einzelfall die Anforderun-
gen an den preisgünstigen Wohnungsbau regeln, insbesondere die Mietzinsobergrenzen, 
die baulichen Anforderungen sowie die langfristige Sicherstellung. 

Art. 17 Hochhäuser 

1 Hochhäuser sind nur in dem im Zonenplan speziell bezeichneten Gebiet zulässig. Es gilt 
eine ordentliche Bebauungsplanpflicht. 

2 Zonen für Hochhäuser sind einer Grundnutzung überlagert. 

Art. 18 Mobilfunkanlagen 

1 Visuell wahrnehmbare Mobilfunkanlagen sind in erster Priorität in der Arbeitszone oder 
der Bauzone mit speziellen Vorschriften Bösch zu erstellen. Ist aufgrund des fernmelde-
rechtlichen Versorgungsauftrags keine ausreichende Abdeckung möglich, können mit 
entsprechendem Nachweis auch Mobilfunkanlagen an Standorten tieferer Priorität ge-
mäss nachfolgender Rangfolge bewilligt werden: 
– 2. Priorität: Zonen des öffentlichen Interesses für Bauten und Anlagen (soweit es sich 

in Bezug auf ideelle Immissionen nicht um ein empfindliches Gebiet handelt) 
– 3. Priorität: Wohn- und Arbeitszonen, Kernzonen 
– 4. Priorität: Wohnzonen 

2 In der Zone Verkehrsfläche und Bahnareal sind Mobilfunkanlagen entsprechend der an-
grenzenden Bauzone und gemäss der Priorität in Abs. 2 zulässig. 

3 Eine Koordination/Kombination mit bestehenden Mobilfunkanlagen ist zu prüfen und 
neuen Standorten vorzuziehen. 
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4 Mobilfunkanlagen haben sich gut in das Strassen-, Orts- und Landschaftsbild einzufü-
gen. 

5 Bei Schutzobjekten sind Mobilfunkanlagen grundsätzlich nicht zulässig. In den Natur-
schutzzonen, Landschaftsschutzzonen und Ortsbildschutzzonen sind Mobilfunkanlagen 
nicht zulässig. 

6 Ausserhalb der Bauzone richtet sich die Zulässigkeit von Mobilfunkanlagen nach Bun-
desrecht und kantonalem Recht. 

Art. 19 Zwischennutzungen 

Für Zwischennutzungen innerhalb der Bauzonen kann der Gemeinderat auf maximal drei 
Jahre befristete Abweichungen von den Zonen- und Bauvorschriften bewilligen. Der Ge-
meindrat kann eine einmalige Verlängerung von weiteren zwei Jahren bewilligen. 

d. Nichtbauzonen 

Art. 20 Landwirtschaftszone (L) 

1 Die Landwirtschaftszone umfasst Land, das sich für die landwirtschaftliche Nutzung oder 
den Gartenbau eignet oder das im Gesamtinteresse landwirtschaftlich genutzt oder ge-
pflegt werden soll. 

2 Für die Landwirtschaftszone gelten ausschliesslich die Vorschriften von Bund und Kan-
ton. 

Art. 21 Speziallandwirtschaftszone (SPZ) 

1 Die Speziallandwirtschaftszone (SPZ) ist für Bauten und Anlagen bestimmt, die der bo-
denabhängigen und der bodenunabhängigen bzw. einer über die innere Aufstockung hin-
ausgehenden Produktion landwirtschaftlicher oder gartenbaulicher Erzeugnisse dienen. 

2 Zur Ausscheidung einer Speziallandwirtschaftszone ist ein Umgebungsplan einzu-
reichen. 

3 Im Übrigen gelten die Bestimmungen der Landwirtschaftszone. 

Art. 22 Speziallandwirtschaftszone Buuregarte (SPZ B) 

1 Die SPZ Buuregarte dient dem Anbau, der Aufbereitung, der Lagerung und dem Verkauf 
von landwirtschaftlichen Erzeugnissen. 

2 Die SPZ Buuregarte wird aufgeteilt in vier Bereiche: Hofbereich, Gewächshausbereich, 
Tunnelbereich und Naturbereich. Der Bereichsplan ist als Anhang 4 Bestandteil der Bau-
ordnung. 

3 Der Umgebungsgestaltungsplan vom 19. März 2024 gemäss § 21 Abs. 2 gilt als weglei-
tend. Die Massnahmen des Umgebungsgestaltungsplans sind spätestens mit dem ersten 
Baugesuch umzusetzen. 

4 Bauten und Anlagen sind bezüglich kubischer Gestaltung, Gliederung, Reflexion sowie 
in der Farb- und Materialwahl so zu gestalten, dass sie sich gut in das Landschaftsbild 
einordnen. Bei einer etappierten Überbauung des Gewächshausbereichs ist im ersten 
Baugesuch bereits die Gesamtüberbauung aufzuzeigen und für diese ein Beleuchtungs-
konzept vorzulegen. Die Lichtemission der Tunnel- und Treibhausbereiche ist dabei auf 
das zwingend Nötige zu reduzieren. Akustische Massnahmen zur Abwehr von Wildtieren 
und Vögel sind nicht zulässig. 

5 Der Hofbereich dient dem Anbau, der Aufbereitung, der Lagerung sowie dem Verkauf 
der Produkte. Umbauten und Neubauten können für die beschriebenen Nutzungen bewil-
ligt werden, sofern der Bedarf nachgewiesen wird. 
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6 Im Tunnel- und im Gewächshausbereich sind sowohl Folientunnel wie auch Regendä-
cher und -netze zulässig. Es sind Substrat-, Topf- sowie Erdkulturen zulässig. Eine Umzäu-
nung dieser Bereiche ist nicht zulässig. Der Boden muss mit Ausnahme der betriebsnot-
wendigen Erschliessungs- und Rangierflächen naturbelassen sein. Diese sind möglichst 
versickerungsfähig auszugestalten. 

7 Im Tunnelbereich beträgt die zulässige Höhe für Bauten und Anlagen maximal 5 m. Sie 
dürfen ganzjährig stehen gelassen werden. Innerhalb des Tunnelbereichs können die na-
turbelassenen Böden weiterhin als Fruchtfolgeflächen (FFF) angerechnet werden, sofern 
sie die Qualitätskriterien gemäss Vollzugshilfe 2006 zum Sachplan FFF erfüllen. Die Bo-
denqualität ist alle 3 Jahre durch eine qualifizierte Fachperson zu prüfen und die Ergeb-
nisse der kantonalen Bodenfachstelle zuzustellen. 

8 Im Gewächshausbereich können Treibhäuser und Gewächshäuser mit einer Gesamt-
höhe von maximal 7 m errichtet werden. Gewächshäuser sind CO2-neutral zu beheizen. 
Die Anlagen können komplett geschlossen werden. 

9 Der Naturbereich dient der Sicherstellung des Vernetzungskorridors für Wildtiere als 
wichtige Verbindungsachse entlang der Reuss, der Naturlandschaft und dem ökologi-
schen Ausgleich. Der Vernetzungskorridor darf weder belichtet noch umzäunt werden. 

10 Bei der Projektierung von bewilligungspflichtigen Bauten und Anlagen ist der Hochwas-
serschutz zu gewährleisten. Der Nachweis für einen ausreichenden Objektschutz ist im 
Baubewilligungsverfahren zu erbringen. 

11 Bei Aufgabe der pflanzenbaulichen Produktion oder bei geänderter Nutzung sind alle 
Bauten und Anlagen des Tunnel- und Gewächshausbereiches abzubrechen sowie Terrain-
veränderungen rückgängig zu machen. Die Flächen sind wieder zu Fruchtfolgeflächen 
aufzuwerten. Es gelten automatisch wieder die Bestimmungen der Landwirtschaftszone. 
Ausgenommen sind Gebäude, welche bewilligt sind und welche für die zonenkonforme 
Nutzung der Landwirtschaftszone notwendig sind. 

Art. 23 Zone des öffentlichen Interesses für Freihaltung und Erholung (OeIFE) 

1 Die Zone des öffentlichen Interesses für Freihaltung und Erholung umfasst Grün- und 
Erholungsflächen für die Bevölkerung und dient der Freihaltung von Flächen zur Gliede-
rung und Durchgrünung des Siedlungsgebiets. Darauf dürfen nur notwendige Bauten, 
Anlagen und Ausstattungen erstellt werden, welche der Erholungsnutzung dienen. Neue 
Bauten und Anlagen nehmen Rücksicht auf die Besonderheit des Orts und die gewachse-
nen Nutzungen. 

2 Zu den Grundstücken in angrenzenden Zonen sind die Grenz- und Gebäudeabstände 
dieser Zonen einzuhalten. 

e. Übrige Nichtbauzonen mit speziellen Vorschriften 

Art. 24 Allgemeine Bestimmungen 

1 Die übrigen Nichtbauzonen mit speziellen Vorschriften werden nicht, teilweise oder nur 
vorübergehend nicht landwirtschaftlich genutzt und dienen anderen, im Zonenplan be-
zeichneten Nutzungen. 

2 In allen übrigen Nichtbauzonen mit speziellen Vorschriften sind zu den Grundstücken in 
angrenzenden Zonen die Grenz- und Gebäudeabstände dieser Zonen einzuhalten. 

Art. 25 Zone für Familiengärten (Fa) 

1 Die Zone für Familiengärten ist für Kleingärten bestimmt. Dem Zonenzweck entspre-
chende Kleinbauten und pro Zone eine gemeinschaftliche Baute bis 20 m2 Grundfläche 
sind zulässig. 
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2 Es ist ein Betriebsreglement der Gemeinde zur Genehmigung einzureichen. 

Art. 26 Zone für Golf (Go) 

Die Zone für Golf ist für den Betrieb einer Golfanlage reserviert. Diese umfasst eine öf-
fentliche Golf-Anlage sowie die dazugehörenden Infrastrukturanlagen. 

Art. 27 Zone für Energie und Wärmegewinnung (EW) 

1 Die Zone für Energie und Wärmegewinnung dient der Errichtung eines Biomasse-Heiz-
kraftwerks. Die Baumasse dürfen folgende Werte nicht überschreiten: 
– Fermenter: max. Durchmesser: 18.0 m; max. Höhe ab Zentrum massgebendes Terrain: 

16.0 m 
– Übrige Anlageteile: max. Gebäudelänge: 44.0 m; max. Höhe ab ausgemitteltem Fassa-

denfusspunkt massgebendes Terrain: 18.0 m 

2 Ein Umgebungsgestaltungsplan ist Bestandteil des Baugesuchs. Die Baubewilligung für 
das Heizkraftwerk wird nur dann erteilt, wenn auch die notwendigen Anlagen zur Anliefe-
rung bewilligt und realisiert werden. 

3 Es ist auf eine besonders gute Eingliederung ins Landschaftsbild zu achten. Bei Einstel-
lung des Heizkraftwerks sind die Anlagen auf Kosten der Betreiber abzubrechen und die 
Flächen zu rekultivieren. 

Art. 28 Zone für Freizeit (Fr) 

1 Die Zone für Freizeit ist für die Realisierung und den Betrieb einer Kulturwerkstätte mit 
Lager- und Veranstaltungsräumen sowie einer Hundeausbildungsanlage, inkl. den not-
wendigen Infrastrukturen, Bauten und Anlagen, bestimmt. Es sind keine neuen Gebäude 
zulässig. Die bestehenden Bauten dürfen im Rahmen der definierten Nutzweise umge-
nutzt oder im bisherigen Volumen ersetzt werden. Erlaubt sind eine Kleinbaute für Unter-
haltsmaterial mit max. 20 m² Grundfläche, pro Hundeausbildungsplatz eine Kleinbaute für 
Ausbildungsmaterial mit jeweils max. 40 m² Grundfläche. Zusätzlich soll ein gemeinsa-
mer offener Unterstand als Personen- und Hundeschutz erstellt werden können. Für die 
bestehenden Wohnnutzungen gilt die Bestandesgarantie, wobei im bestehenden Volu-
men max. 30 % zu Lasten der Nebennutzfläche Nutzungsfläche geschaffen werden darf. 
Umzäunungen sind transparent und landschaftsverträglich zu erstellen und die Beleuch-
tungen sind so auszulegen, dass wenig Lichtverschmutzung verursacht wird. 

2 Der Gemeinderat erlässt nach Anhörung der kantonalen Fachstellen, der Erdgas Zentral-
schweiz AG und dem Betreiber ein Betriebsreglement für das Kulturgut, den Eventbetrieb 
sowie die Hundeausbildungsanlage. Die Inbetriebnahme der Hundeausbildungsanlage 
kann erst nach Vorliegen eines rechtskräftigen Betriebsreglements erfolgen. Das Betriebs-
reglement regelt insbesondere die Trägerschaft, die Betriebszeiten, die zulässigen Bele-
gungszahlen (maximal zulässigen Nutzungen durch Personen) sowie die Möglichkeit von 
Kursen durch freischaffende Hundeausbilder. Die in das Betriebsreglement aufzunehmen-
den Belegungszahlen bedürfen der Zustimmung der Erdgas Zentralschweiz AG. 

3 Die gemäss Betriebsreglement zulässigen Belegungszahlen können nur mit Zustimmung 
der Erdgas Zentralschweiz AG aufgehoben oder angepasst werden. Die Erdgas Zentral-
schweiz AG verpflichtet sich, bei der Überprüfung der Frage, ob die gemäss Betriebsreg-
lement zulässigen Belegungszahlen aufgehoben oder angepasst werden können, das 
Störfallrisiko im Sinne der Störfallverordnung vom Bundesamt für Energie (BFE) überprü-
fen zu lassen und ihren Entscheid aufgrund der Überprüfung der Risikosituation zu fällen. 

4 Ein Umgebungsgestaltungsplan ist Bestandteil des Baugesuchs und ist durch den Be-
treiber zu erstellen. 

5	Es gilt die Lärmempfindlichkeitsstufe III. 
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6	Für die Hundeausbildungsanlage und für die übrigen zulässigen Nutzungen sind min-
destens 46 Abstellplätze für Motorfahrzeuge zu erstellen. Die erforderlichen Abstellplätze 
sind in der angrenzenden Bauzone mit speziellen Vorschriften Bösch zu realisieren. Ferner 
ist pro Wohnnutzung ein Anbau für einen Carport mit max. zwei Autoparkplätzen zuläs-
sig. 

f. Schutzzonen und Schutzobjekte 

Art. 29 Überlagernde Ortsbildschutzzone (OS) 

1 Die Ortsbildschutzzone bezweckt die Erhaltung der Eigenart und Schönheit sowie die 
Weiterentwicklung der in der Ortsbildschutzzone gelegenen prägenden Bauten, Anlagen, 
Naturobjekte und Freiräume. Bauten und Anlagen müssen sich besonders gut in die Um-
gebung einpassen. Neubauten müssen überdies dem Charakter des schutzwürdigen Orts-
bilds entsprechen und dieses räumlich sinnvoll ergänzen. 

2 Das kantonale Amt für Denkmalpflege und Archäologie wirkt bei Bauvorhaben beratend 
mit. 

3 Ortsbildschutzzonen sind einer Grundnutzung überlagert. 

Art. 30 Ortsbildschutzzone Wart (OS W) 

1 Die Ortsbildschutzzone Wart ist eine für sich bestehende Schutzzone ausserhalb der 
Bauzone. Sie dient dem Erhalt und der behutsamen Weiterentwicklung des historischen 
Bauensembles Wart und der Freiräume und setzt die Ziele des ISOS – Bundesinventar der 
schützenswerten Ortsbilder der Schweiz von nationaler Bedeutung um. 

2 Die nachfolgenden Absätze definieren die grundsätzlichen baulichen Möglichkeiten und 
Entwicklungen. Vorbehalten bleiben die notwendigen gemeindlichen und kantonalen Be-
willigungen. 

3 Die bauliche Entwicklung der geschützten Gebäude ist in Zusammenarbeit mit der kan-
tonalen Denkmalpflege festzulegen. Bei geschützten Gebäuden kann die Denkmalpflege 
ein Wettbewerbsverfahren verlangen. Eine vollständige Zweckänderung der geschützten 
Gebäude sowie untergeordnete bauliche Erweiterungen sind möglich, sofern sie mit dem 
denkmalpflegerischen Schutz vereinbar und für den langfristigen Erhalt der geschützten 
Gebäude notwendig sind. 

4 Das Forstmagazin, Assek. Nr. 78b, ist in seiner heutigen Erscheinung zu erhalten (Stand 
März 2018). Das Nebengebäude, Assek Nr. 78c, kann durch einen Neubau mit gleichem 
Volumen ersetzt werden, sofern dies für den Betrieb und Weiterbestandes des Restau-
rants Wart zwingend notwendig ist. In diesem Zusammenhang ist eine vollständige 
Zweckänderung des Forstmagazins, Assek. Nr. 78b, und des Nebengebäudes, Assek Nr. 
78c, für Gastronomie oder Dienstleistungen möglich. Die bauliche Entwicklung ist in ei-
nem gemeinsamen Wettbewerb mit dem geschützten Restaurant Wart festzulegen. Im 
Wettbewerb ist die Umgebung (Parkierung, öffentliche und private Plätze) miteinzubezie-
hen. Sofern die Entwicklung der Gebäude nicht mit dem Restaurant Wart in Zusammen-
hang steht, gelten die baulichen Bedingungen nach RPG. 

5 Das Restaurant Wartstein, Assek Nr. 45a, und die Scheune Wartstein, Assek Nr. 45b, 
sind in ihrer heutigen Erscheinung (Stand März 2018) zu erhalten. Beim Restaurant Wart-
stein, Assek Nr. 45a, ist eine interne Umnutzung zwischen Wohnen und Arbeiten / Dienst-
leistungen resp. Gastronomie bei guter Gestaltung und ohne zusätzliche Parkplätze mög-
lich. Ansonsten gelten die baulichen Bedingungen nach RPG. Im Rahmen einer 
Umnutzung sind die Freiflächen in einem Umgebungsplan festzulegen. 

6 Das Waschhaus, Assek Nr. 1548a, ist in seiner heutigen Erscheinung (Stand März 2018) 
zu erhalten. Eine interne Umnutzung, ohne Wohnen, ist bei guter Gestaltung und ohne 
zusätzliche Parkplätze möglich. 
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7 Die Gebäude, Assek Nr. 77c (Holzschopf Wartrain), und Assek Nr. 77d (Nebengebäude 
Wartrain), sind in ihrer heutigen Form und Nutzung zu erhalten. Ansonsten gelten die 
Bestimmungen gemäss RPG. 

8 Für alle weiteren Bauten und Anlagen gelten die Bestimmungen gemäss RPG. 

9 Das Umgebungskonzept vom 31. August 2018 ist wegweisend für die Beurteilung und 
Bewilligung der einzelnen Vorhaben in der Ortsbildschutzzone Wart. 

10 Die heutigen Parkierungs- und Erschliessungsflächen sind gestalterisch aufzuwerten. 

Art. 31 Zone archäologischer Fundstätten (arf) 

1 Die Zone archäologischer Fundstätten dient der Erhaltung archäologisch bedeutsamer 
Fundstätten. 

2 Sämtliche Terrainveränderungen in dieser Zone sind bewilligungspflichtig und bereits 
im Projektstadium dem Amt für Denkmalpflege und Archäologie zur Stellungnahme zu 
unterbreiten. 

3 Zonen archäologischer Fundstätten sind einer Grundnutzung überlagert. 

Art. 32 Landschaftsschutzzone gemeindlich (LSG) 

1	Die Landschaftsschutzzone dient der Erhaltung oder Wiederherstellung besonders quali-
tätsvoller Landschaften in ihrer Vielfalt und Eigenart. 

2	Bauten und Anlagen sind besonders sorgfältig zu gestalten und in die Landschaft einzu-
ordnen. 

Die typischen Elemente wie Hecken und Feldgehölze, landschaftsprägende Anlagen wie 
historische Wegverbindungen, Wegkreuze und dergleichen, markante Einzelbäume sowie 
Ufergehölze sind zu erhalten, zu fördern und zu pflegen. Die Gemeinde kann Ersatzpflan-
zungen anordnen. Eine Aufwertung mit Gehölzen, Hecken und Kleingewässern ist anzu-
streben und kann mit Beiträgen unterstützt werden. 

3	Landschaftsschutzzonen sind einer Grundnutzung überlagert. 

Art. 33 Naturschutzzone gemeindlich (NSG) 

1 Die gemeindliche Naturschutzzone dient der Erhaltung und Förderung schutzwürdiger 
Lebensräume von seltenen und bedrohten Tier- und Pflanzenarten wie Riedwiesen, Tro-
ckenstandorten, Hecken und Feldgehölzen. 

2 Einzelheiten betreffend Nutzung und Pflege kann der Gemeinderat in separaten Schutz-
plänen und Verordnungen sowie mit Verträgen regeln. 

3 Die Gemeinde kann die Erarbeitung von Landschaftsentwicklungskonzepten (LEK) sowie 
Naturschutzgebiete und Heckenpflanzungen finanziell unterstützen. 

Art. 34 Zone für Gewässerraum (Gew) 

1 Die Zone für Gewässerraum dient der Freihaltung des bundesrechtlichen Gewässer-
raums. Es sind Nutzungen nach Massgabe des Bundesrechts zulässig. 

2 Der Gemeinderat kann gestützt auf Gewässerprojekte unter Beachtung des festgelegten 
Gewässerraumes flächengleiche unwesentliche Arrondierungen der Zonen für Gewässer-
raum vornehmen. 

3 Wo der Zonenplan keine Zone für Gewässerraum bezeichnet, wird auf die Festlegung 
eines Gewässerraums verzichtet. 

4 Zonen für Gewässerraum sind einer Grundnutzung überlagert. 
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3. Bauvorschriften 

Art. 35 Einordnung 

1 Bauten, Anlagen und Aussenräume müssen sich hinsichtlich Lage, Grösse, Gestaltung, 
Materialisierung, Farbgebung und Ausgestaltung des Übergangs zum öffentlichen Raum 
sowie zu den Siedlungsrändern so in die Umgebung und Landschaft einordnen, dass eine 
gute Gesamtwirkung erzielt wird. 

2 Das Einordnungsgebot gilt insbesondere auch für Terrainveränderungen, Dachaufbau-
ten, Antennen, Beschriftungen, Reklamen, Aussenbeleuchtungen und dergleichen. 

3 In der Baubewilligung können Nebenbestimmungen aufgenommen werden, welche die 
Gestaltung betreffen. 

Art. 36 Terrainveränderungen 

1 Terrainveränderungen sind auf das Minimum zu beschränken. Das gestaltete Terrain 
(Stützmauern, Böschungen, Aufschüttungen und dergleichen) darf das massgebende Ter-
rain um nicht mehr als 1.50 m überragen. Mauern und mauerartige Böschungen dürfen 
bis zu einer Höhe von 1.50 m ab massgebendem Terrain an die Grenze gestellt werden. 

2 Böschungen sind 0.50 m von der Grenze entfernt anzusetzen. 

3 Bei Terrassenhäusern dürfen bei der seitlichen Terraingestaltung Stützmauern und mau-
erartige Böschungen eine Höhe von höchstens 3.00 m aufweisen und ihre Länge ist auf 
das Minimum zu beschränken. 

4 Bei Vorliegen besonderer Umstände kann die Gemeinde bei architektonisch guter Um-
setzung und gut in die Landschaft eingepasster Umgebungsgestaltung Abweichungen zu-
lassen. 

Art. 37 Ökologischer Ausgleich 

1 Für einen angemessenen ökologischen Ausgleich sind gemäss Art. 15 Verordnung über 
den Natur- und Heimatschutz (NHV) im Rahmen des Baubewilligungsverfahrens ökologi-
sche Ausgleichsmassnahmen zu treffen. Die Ausgleichsmassnahmen bezwecken die Ver-
netzung oder Neuschaffung von Biotopen, die Förderung der Artenvielfalt, eine möglichst 
schonende und naturnahe Bodennutzung sowie die Einbindung der Natur in den Sied-
lungsraum und die Belebung des Landschaftsbilds. 

2 Es sind mindestens 25 % der anrechenbaren Grünfläche gemäss Art. 13 als ökologische 
Ausgleichsflächen zu gestalten und entsprechend zu pflegen. Die Ausgleichsflächen sind 
mit standortgerechten, nicht invasiven Pflanzenarten und Kleinstrukturen zu bepflanzen. 

3 Die Gemeinde kann den Anteil an ökologischen Ausgleichsflächen gemäss Abs. 2 redu-
zieren, soweit die örtlichen Verhältnisse die ökologischen Ausgleichsmassnahmen verun-
möglichen. 

Art. 38 Baumpflanzvorgaben und Baumschutz 

1 Der Baumbestand ist im Grundsatz zu erhalten und nach Möglichkeit zu ergänzen. 

2 Bei Neubauten oder wesentlichen Umbauten ist ein Grossbaum oder zwei Kleinbäume 
vorzusehen bzw. zu erhalten, bezogen auf die nicht mit Bauten überstellte anrechenbare 
Grundstücksfläche: 
a) Wohnzone: pro 250 m² 
b) Wohn- und Arbeitszone: pro 350 m² 
c) Arbeitszone und Bauzone mit speziellen Vorschriften Bösch: pro 600 m² 

3 Die Gemeinde befreit von der Pflicht gemäss Absatz 2 ganz oder teilweise, soweit die 
örtlichen Verhältnisse die Pflanzung verunmöglichen. 
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4 Bei der Neupflanzung ist ein überlebensfähiger Wurzelraum vorzusehen, der nicht durch 
Unterbauung beeinträchtigt wird, und es sind standortgerechte und klimaangepasste 
Baumarten zu verwenden. 

5 Das Fällen von Bäumen in den Bauzonen und der OeIFE-Zone mit einem Stammumfang 
von mehr als 100 cm, gemessen 1.0 m über dem Boden, ist bewilligungspflichtig. Bei 
mehrstämmigen Bäumen wird der Umfang der Teilstämme zusammengerechnet. Der Fäl-
lung gleichgestellt ist das Entfernen wesentlicher Teile im Kronenbereich oder am Wur-
zelwerk eines Baumes. 

6 Die Bewilligung für die Fällung wird erteilt, wenn:  
a) die Beseitigung aufgrund des Gesundheitszustands des Baums notwendig ist, 
b) die Beseitigung eine Pflegemassnahme für den übrigen Baumbestand darstellt, 
c) die Beseitigung aus Gründen der Wohnhygiene notwendig ist, 
d) der Baum die ordentliche Grundstücksnutzung übermässig erschwert. 

7 Mit der Bewilligung wird eine potenziell gleichwertige Ersatzpflanzung auf dem gleichen 
oder einem umliegenden Grundstück angeordnet. Die Beseitigung der Ersatzpflanzung 
bedarf, unabhängig vom Stammumfang, einer Bewilligung. 

Art. 39 Gemeinschaftliche Spiel- und Aufenthaltsflächen 

1 Bei Bauten mit mehr als acht Wohnungen und bei Bebauungsplänen sind zusammen-
hängende, aufenthaltsfreundlich gestaltete gemeinschaftliche Aufenthaltsflächen mit aus-
reichenden kindgerechten Angeboten zu erstellen und dauerhaft zu erhalten. 

2 Die Grösse der Spiel- und Aufenthaltsflächen muss insgesamt mindestens 10 % der für 
das Wohnen anzurechnenden Geschossfläche betragen. Die Spiel- und Aufenthaltsflä-
chen können an die Grünflächenziffer gemäss V PBG angerechnet werden, sofern sie den 
Anforderungen an die Grünflächenziffer entsprechen. 

3 Werden grundstücksübergreifende Spielflächen realisiert, so kann von der Mindestflä-
che gemäss Abs. 2 abgewichen werden. Voraussetzung ist, dass die Spielflächen qualita-
tiv hochwertig ausgestaltet werden. 

Art. 40 Dach- und Fassadengestaltung 

1 Dachaufbauten haben sich in Grösse, Form und Material gut ins Dach zu integrieren. Sie 
haben sich der Dachfläche unterzuordnen und dürfen in der Regel einen Drittel der Fassa-
denlänge nicht überschreiten. Bei einwandfreier architektonischer und dachschonender 
Gestaltung können Abweichungen bis zur Hälfte der Fassadenlänge zugelassen werden. 

2 Anlagen der Haustechnik dürfen auf dem Dach nur angebracht werden, wenn dies tech-
nisch notwendig ist; sie sind in die Dachgestaltung einzubeziehen. 

3 Die Dächer von Attikageschossen dürfen nicht als Terrassen genutzt werden. 

4 Flachdächer von Neubauten mit einer Neigung kleiner als 10° sind mindestens extensiv 
zu begrünen, soweit sie nicht als begehbare Terrassenfläche genutzt werden. Dies gilt 
auch bei der Nutzung von Solaranlagen. 

5 Bei Neu- und Umbauten sind Glasfassaden und andere spiegelnde oder transparente 
Bauteile so zu gestalten, dass von ihnen keine erhebliche Gefahr für Vögel ausgeht. 

Art. 41 Beleuchtung 

1 Aussenbeleuchtungen sowie vom Innenraum in den Aussenraum wirkende Emissions-
quellen (Schaufensterbeleuchtungen) sind technisch und gestalterisch auf das notwen-
dige Mass zu beschränken und so zu gestalten, dass unnötige Lichtemissionen vermieden 
werden. Es ist die entsprechende SIA-Norm anzuwenden. 
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2 Nicht sicherheitsrelevante Beleuchtungen sind zwischen 20 Uhr und 7 Uhr auszuschal-
ten. In begründeten Fällen, bspw. bei Betrieben mit längeren Öffnungszeiten, kann die 
Gemeinde Ausnahmen erteilen. 

Art. 42 Klimaanpassung und Ressourcenschonung 

1 Dem Klimaschutz und der Klimaanpassung ist im gesamten Planungs- und Bauwesen 
auf allen Ebenen Rechnung zu tragen. 

2 Plätze sind, wenn immer möglich, mit sickerfähigem Belag auszugestalten. Die Materiali-
sierung von Verkehrsflächen, Plätzen, Terrassen etc. sowie von deren Oberflächenbe-
schaffenheit und Einfärbung ist dabei so zu wählen, dass sie dem Hitzeinseleffekt entge-
genwirkt. 

3 Für Bauten und Anlagen sind nach Möglichkeit ressourcenschonende, ökologische Ma-
terialien zu verwenden. 

Art. 43 Naturobjekte 

1 Die Naturobjekte von gemeindlicher Bedeutung gemäss Inventar gemeindlicher Naturo-
bjekte sind geschützt. 

2 Sie sind zu erhalten, zu pflegen und bei ihrem natürlichen Abgang durch die Eigentü-
merschaft zu ersetzen. 

3 Wird ein überwiegendes Interesse an der Veränderung oder Beseitigung eines Naturob-
jekts nachgewiesen, kann die Gemeinde eine entsprechende Bewilligung mit der Auflage 
eines gleichwertigen Ersatzes erteilen. 

Art. 44 Parkierungsanlagen 

1 Parkplätze sind so zu gestalten, dass eine gute Freiraum- und Strassenraumqualität ent-
steht. Insbesondere sind Parkplätze zwecks Erhaltung von Grünflächen und Vorgärten 
zweckmässig und rationell anzuordnen. Aussenparkplätze sind möglichst mit wasser-
durchlässigen Belägen zu gestalten. 

2 Bei der Neuerstellung oder umfassenden Sanierung von Parkierungsanlagen ab drei 
Wohnungen sind die gemäss den anerkannten Regeln der Baukunde und der Technik vor-
gesehenen Minimalwerte der Ladeinfrastruktur für die Elektromobilität einzuhalten.  

Art. 45 Autoparkierung 

1 Für Wohnnutzungen ergibt sich die minimal erforderliche und die maximal zulässige 
Zahl an Autoparkplätzen aufgrund der nachfolgenden Tabelle: 

– Pro sechs Wohneinheiten ist ein Besucherparkplatz zu erstellen. 
– Die Zahl der Autoparkplätze wird ab einem Bruchteil von 0.5 aufgerundet. 

2 Für Nichtwohnnutzungen berechnet sich die minimal erforderliche und die maximal zu-
lässige Zahl an Autoparkplätzen wie folgt: 
a) Der Normbedarf wird aufgrund der Art der Nutzung und der Geschossfläche (BGF) ge-

mäss Tabelle Normbedarf ermittelt; 
b) Aufgrund der Gebietszuteilung gemäss Abminderungsplan (Anhang 2) ist der Norm-

bedarf mit den Prozentsätzen aus der Tabelle Abminderung zu multiplizieren; 

Abminderungsgebiet 
(gemäss Anhang 2) 

Anzahl Parkplätze (PP) pro Wohneinheit (WE) 

Minimum Maximum 

A 0.60 PP/WE 1.65 PP/WE 

B 0.75 PP/WE 1.95 PP/WE 

C / übriges Gebiet 0.90 PP/WE 2.25 PP/WE 

Bösch 0.60 PP/WE 1.65 PP/WE 
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c) Die Zahl der Autoparkplätze wird für jede Nutzungsart am Schluss der Berechnung ab 
einem Bruchteil von 0.5 aufgerundet. 

 

Tabelle Normbedarf (Nichtwohnnutzungen) 

Art der Nutzung Anzahl Parkplätze für Beschäftigte  
und Kundschaft 

Industrie / gewerbliche Fabrikation 1.2 Parkplätze pro 100 m² BGF 

Dienstleistungen und Gewerbe 
(bspw. Büro, Praxen, Malerbetrieb, Spenglerei) 

2.5 Parkplätze pro 100 m² BGF 

Restaurant 0.2 Parkplätze pro Sitzplatz 

Für andere Nutzungen wird der Normbedarf unter Beachtung der entsprechenden VSS-Norm  
fallweise bestimmt. 

 

3 Die Gemeinde befreit von der Pflicht zur Erstellung von Autoparkplätzen ganz oder teil-
weise, wenn 
a) wichtige öffentliche Interessen, namentlich des Ortsbildschutzes oder der Verkehrssi-

cherheit, entgegenstehen; 
b) der Aufwand für die Erstellung der Autoabstellplätze unverhältnismässig wäre; 
c) ein Mobilitätskonzept erstellt wird. 

4 In der Bauzone mit speziellen Vorschriften Bösch sind Mobilitätshubs mit Nachweis ei-
nes öffentlichen Interesses zulässig. Für die Anzahl der Parkplätze in Mobilitätshubs ist 
Abs. 2 nicht massgebend. 

5 Im Gebiet 1 der Bauzone mit speziellen Vorschriften Bösch gemäss Anhang 3 darf 
höchstens 20 % der maximal zulässigen Zahl an Autoparkplätzen als Aussenparkplätze er-
stellt werden. 

6 Werden in der Bauzone mit speziellen Vorschriften Bösch innerhalb eines Grundstücks 
mehr als 50 Parkplätze erreicht oder erstellt, ist mit dem Baugesuch ein Mobilitätsma-
nagementkonzept vorzulegen. 

Art. 46 Zweiradparkierung 

1 Bei Wohnnutzungen ist pro Zimmer mindestens ein Veloabstellplatz zu erstellen. Für die 
übrigen Nutzungen berechnet sich die Anzahl Veloabstellplätze nach der entsprechenden 
VSS-Norm. Die Abstellplätze für Velos müssen gut zugänglich an zweckmässiger Lage an-
geordnet werden. Wenigstens die Hälfte der Abstellplätze ist zu überdachen. 

2 Mindestens 5 % der Veloabstellplätze sind so zu gestalten, dass darauf Spezialvelos und 
fahrzeugähnliche Geräte abgestellt werden können. 

3 Für Wohnnutzungen ist pro 5 Wohnungen mindestens ein Motorradabstellplatz zu er-
stellen und für alle anderen Nutzungen ein Abstellplatz pro 500 m² Geschossfläche. Pro 
Abstellplatz ist eine Fläche von 2.30 x 1.20 m zu veranschlagen. Bezüglich Lage und Zu-
fahrt unterliegen die Motorradabstellplätze denselben Anforderungen wie Autoparkplätze. 

 

 

Tabelle Abminderung (Nichtwohnnutzungen) 
Abminderungsgebiet 
(gemäss Anhang 2) 

Minimum Maximum 

A 30 % 60 % 

B 50 % 80 % 

C / übriges Gebiet 70 % 100 % 

Bösch 30 % 60 % 
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Art. 47 Erschliessung 

1 Erschliessungsanlagen, insbesondere Ein- und Ausfahrten, sind so anzulegen, dass sie 
im Gebrauch niemanden gefährden und behindern. Es muss insbesondere eine zu-
reichende Sichtweite gewährleistet sein. Die anerkannten Regeln der Baukunde sind weg-
leitend. 

2 Das Oberflächenwasser darf nicht auf öffentlichen Grund geleitet werden. 

3 Ab Bauvorhaben von drei oder mehr Wohn- oder Gewerbegebäuden kann die Ge-
meinde auch ausserhalb von Bebauungsplanverfahren den Nachweis der guten internen 
Arealerschliessung für Fussgänger:innen und Velofahrer:innen, die Anbindung an das 
übergeordnete Verkehrsnetz und an Haltestellen des öffentlichen Verkehrs sowie, sofern 
die vorbestehende Belastung des Verkehrsnetzes oder die Luft- oder Lärmbelastung dies 
rechtfertigten, ein Mobilitätskonzept verlangen. 

Art. 48 Entsorgungsanlagen 

Für geplante Wohnsiedlungen ab 30 Wohneinheiten und bei logistischem Bedarf für be-
stehende Wohnsiedlungen sowie für einzelne oder mehrere Strassenzüge kann die Ge-
meinde die Einrichtung einer öffentlichen Unterfluranlage für das Einzugsgebiet anord-
nen. 

Art. 49 Hindernisfreies Bauen 

Gebäude mit fünf und mehr Wohneinheiten sowie Bauten und Anlagen mit mehr als 25 
Arbeitsplätzen sind so zu gestalten, dass sie auch für Menschen mit Behinderung zugäng-
lich sind. Bei den Wohneinheiten muss die Mehrheit der Wohnungen und bei den Arbeits-
plätzen müssen sämtliche Plätze im Innern an deren Bedürfnisse anpassbar sein. Im Übri-
gen gelten die kantonalen Bestimmungen. 

Art. 50 Lärmschutz 

Die Machbarkeit zur Einhaltung der Anforderungen nach Art. 24 Umweltschutzgesetz 
(USG) – Einhaltung der Planungswerte – ist im Einzonungsverfahren nachzuweisen. Die 
im Zonenplan besonders bezeichneten Gebiete «Massgebender Lärmgrenzwerte: Pla-
nungswert» und die notwendigen Massnahmen nach Art. 24 USG sind im Rahmen der 
Überbauung umzusetzen.  

Art. 51 Terrassenhaus 

1 Terrassenhäuser sind nur in der Wohnzone W2b zulässig. Sie sind am Hang gelegene 
Gebäude, deren Geschosse um mindestens 3 m horizontal versetzt sind. 

2 Terrassenhäuser haben mindestens 3 Geschosse (Untergeschosse, Vollgeschosse, 
Dachgeschosse) aufzuweisen und sind nach max. 5 Geschossen zu unterbrechen. Allfäl-
lige zonengemässe Gebäudelängen dürfen in Hangrichtung überschritten werden. Wei-
tere Bauten sind in der direkten Falllinie um mindestens eine Terrassenhausbreite seitlich 
zu verschieben und dürfen nicht sichtbar baulich verbunden sein. 

3 Bei Terrassenhäusern darf kein Gebäudeteil das massgebende Terrain längs der Gebäu-
defassade um mehr als 8.0 m überragen. Ausgenommen sind Brüstungen, Dachvor-
sprünge und technisch bedingte Dachaufbauten. 

4 Die Fassaden dürfen nicht fensterlos sein und keine Mauerwirkung erzeugen. Die Terras-
sen, Brüstungen und Treppenanlagen sind stark zu begrünen. Jedes Geschoss hat direkte 
seitliche Gartenaustritte auf das massgebende oder gestaltete Terrain aufzuweisen. 
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Art. 52 Sexgewerbe 

In der Kernzone, den Wohnzonen, den Wohn- und Arbeitszonen, der Zone des öffentli-
chen Interesses für Bauten und Anlagen sowie in der Bauzone mit speziellen Vorschriften 
Langrüti ist die Nutzung durch das Sexgewerbe untersagt. 

Art. 53 Bedingungen und Auflagen 

1 Baurechtliche Entscheide können mit Bedingungen und Auflagen verknüpft werden. Die 
Bewilligung kann von einem Revers (bspw. Mehrwertrevers, Beseitigungsrevers) abhän-
gig gemacht werden. 

2 Wo nötig, werden die Baugesuchsunterlagen den zuständigen kantonalen Stellen zur 
Einholung ihrer Stellungnahme übermittelt. 

3 Im Übrigen bestimmt die Gemeinde den notwendigen Beizug von Fachleuten zur Prü-
fung der Baugesuche und Festlegung von Bedingungen und Auflagen bei Umweltschutz- 
und Energiefragen. 

4 Mit dem Baugesuch ist ein Umgebungsplan, jedoch mindestens ein Konzept zur Umge-
bungsgestaltung, bzw. eine andere geeignete Darstellung der Aussenräume mit den we-
sentlichen Gestaltungselementen und den ökologisch wertvollen Flächen einzureichen. 

4. Schlussbestimmungen 

Art. 54 Mehrwertabgabe 

1 Die Einwohnergemeinde erhebt von den Grundeigentümerinnen und Grundeigentü-
mern eine Mehrwertabgabe bei Umzonungen, Aufzonungen und Bebauungsplänen im 
Sinne von § 52a Abs. 2a des Planungs- und Baugesetzes (PBG; BGS 721.11) vom 26. No-
vember 1998. Der Abgabesatz entspricht dem kantonalen Maximalsatz gemäss § 52a Abs. 
2a PBG. 

2 Die Mehrwertabgabe wird im Sinne von § 52d PBG zweckgebunden für die Entschädi-
gung von Rückzonungen sowie zur Leistung von Beiträgen an raumplanerische Massnah-
men verwendet, zum Beispiel für die Realisierung von öffentlichen Infrastrukturen und 
Einrichtungen, die Schaffung von öffentlichen und öffentlich zugänglichen Freiräumen, 
die Förderung von preisgünstigem Wohnraum sowie für Renaturierungs- und Aufwer-
tungsmassnahmen in Naturschutz- und Naherholungsgebieten. 

Art. 55 Erschliessungsbeiträge 

1 In der Bauzone mit speziellen Vorschriften Bösch sowie in der Wohn- und Arbeitszone 5 
werden für deren Erschliessung gestützt auf § 39 Abs. 2 des Gesetzes über Strassen und 
Wege (GSW, BGS 751.14) Beiträge an die Kosten des Landerwerbs, der Erstellung, Ände-
rung und Erneuerung (ohne Unterhalt) erhoben. 

2 Beitragspflichtig sind sämtliche Grundeigentümerinnen und Grundeigentümer oder 
Baurechtsberechtigte in den Zonen gemäss Absatz 1 

3 Die Beitragspflichtigen nach Absatz 2 sind von den Perimeterbeiträgen gemäss Art. 13 ff. 
Strassenreglement (StrR, SRS 7.6-1) befreit. 

4 Der Erschliessungsbeitrag wird pro zusätzlich erstellten Quadratmeter anrechenbare Ge-
schossfläche (Nutzungserhöhung) à maximal CHF 80.00 festgesetzt. Innerhalb dieses Ma-
ximalbetrages können besondere Nachteile angemessen berücksichtigt werden. Bei Er-
satzneubauten wird die existierende anrechenbare Geschossfläche von den 
Erschliessungsbeiträgen ausgenommen. 
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5 Die Erschliessungsbeiträge werden einzeln je Grundstück bei Realisierung von Neu-, 
Um-, Auf- oder Anbauten (Nutzungserhöhung) zur Zahlung fällig. Massgebender Zeit-
punkt ist die jeweilige Baufreigabe durch die Gemeinde. 

6 Im Übrigen gelten die Bestimmungen des Strassenreglements. 

Art. 56 Gebühren 

1 Für die Behandlung von Baugesuchen und Bebauungsplänen haben die Gesuchstellen-
den eine Gebühr zu entrichten, höchstens aber CHF 50'000.–. Die Gebührenhöhe be-
stimmt sich gemäss der Gebührenordnung. 

2 Auslagen für Gutachten und andere externe Kosten sind von den Gesuchstellenden zu-
sätzlich zu tragen. 

Art. 57 Übergangsrecht 

1 Auf Baugesuche, die bei Inkrafttreten dieser Bauordnung vollständig eingereicht und 
hängig sind, findet das bisherige Recht Anwendung, es sei denn, für die Bauherrschaft ist 
eine Beurteilung nach neuem Recht günstiger. 

2 Gegenüber bestehenden Gebäuden auf Nachbargrundstücken, welche die geltenden 
Grenzabstandsvorschriften nicht einhalten, kann die Gemeinde im Baubewilligungsver-
fahren den Grenzabstand in Berücksichtigung der feuerpolizeilichen Vorschriften und der 
Interessen der Wohnhygiene sowie nachbarlicher Interessen angemessen reduzieren, 
wenn für dieses Gebäude kein Näherbaurecht oder aber ein gegenseitiges Näherbaurecht 
besteht, welches vor dem 1. Januar 2019 begründet worden ist. Der Gebäudeabstand be-
rechnet sich in der Folge nach Massgabe des durch den Gemeinderat reduzierten Grenz-
abstands. 

Art. 58 Aufhebung des bisherigen Rechts 

Die Bauordnung vom 28. November 2004 und der dazugehörige Zonenplan werden auf-
gehoben. 

Art. 59 Inkrafttreten 

Die Bauordnung und der Zonenplan treten mit rechtskräftiger Genehmigung durch den 
Regierungsrat in Kraft. 

 

 

Hünenberg, xx. xxx xxxx Gemeinderat Hünenberg 

 

   

Die Gemeindepräsidentin Der Gemeindeschreiber 
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Anhang

Anhang 1 
Gebührenordnung 

Der Gemeinderat Hünenberg, gestützt auf Art. 56 der Bauordnung vom dd. mmmm yyyy, 
beschliesst 

I. Gebühren 

Art. 1 Grundsatz 

1 Die zuständigen Behörden erheben für die ihnen im Rahmen der Durchführung eines 
Baubewilligungs- oder Bebauungsplanverfahrens sowie für die bei der Wahrnehmung ih-
rer baupolizeilichen Aufgaben, wie bspw. dem Prüfen von Baugesuchen, Baukontrollen, 
Bauabnahmen, Wiederherstellungsverfahren etc., entstehenden Aufwendungen Gebüh-
ren. 

2 Die Gebühr ist unabhängig vom Ausgang der die Gebührenpflicht auslösenden Mass-
nahme geschuldet. Insbesondere ist sie auch dann geschuldet, wenn die Massnahme mit 
einer abschlägigen Verfügung abgeschlossen wird. Der Aufwand für Einsprachen, die 
vollumfänglich abgelehnt werden, wird der Bauherrschaft nicht verrechnet. Bei teilweise 
gutgeheissenen Einsprachen erfolgt die Verrechnung an die Bauherrschaft anteilsmässig. 
Bei vollumfänglich gutgeheissenen Einsprachen wird der Aufwand der Bauherrschaft voll 
in Rechnung gestellt. 

3 Der Aufwand für Einwendungen werden der Bauherrschaft voll in Rechnung gestellt. 

Art. 2 Gebührenpflicht 

Gebührenpflichtig ist, wer 
a) ein Baubewilligungs- oder Bebauungsplanverfahren einleitet oder Bauanfragen ein-

reicht;  
b) baupolizeiliche Massnahmen auslöst; 
c) als Eigentümer oder als Eigentümerin eines Grundstücks oder Bauwerks einen Zu-

stand schafft oder duldet, der ein baupolizeiliches Eingreifen erfordert; 
d) einen Aufwand auslöst, der die übliche Beratungstätigkeit der Verwaltung gemäss Art. 

3 Abs. 3 übersteigt.  

Art. 3 Bemessung 

1 Die Gebühr wird nach effektivem Aufwand verrechnet. Der Aufwand wird in einem Rap-
port festgehalten. 

2 Es gilt der nachfolgende Tarif. Der Gemeinderat kann die Gebühren in eigenem Ermes-
sen anpassen: 

Zeitmitteltarif: CHF 133.–/h 

Die Aufwände umfassen insbesondere folgende Arbeiten: 
– Prüfen von Gesuchen 
– Verfahrensabwicklung 
– Ausfertigen von Einsprache- und Beschwerdeentscheiden 
– Baukontrollen 
– Sekretariatsarbeiten wie Erfassen und Publikation der Gesuche etc. 
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3 Für kleinere Bau- und Planungsvorhaben wie bspw. Bauanzeigen, Bauanfragen und der-
gleichen, bei denen der Verwaltungsaufwand weniger als zwei Stunden beträgt, wird 
keine Gebühr erhoben.  

II. Schlussbestimmungen 

Art. 4 Inkrafttreten 

Diese Gebührenordnung tritt mit Inkrafttreten der Bauordnung vom dd. mmmm yyyy in 
Kraft. 

 

Hünenberg, dd. mmmm yyyy Gemeinderat Hünenberg 

 

   

Die Gemeindepräsidentin Der Gemeindeschreiber 
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Rothus

Böschwäldli

Schlössli

N

Genehmigungsinhalt

Informationsinhalt

Gebiet 1 (BsV2)

Öffentlich zugängliche Freifläche
(ungefähre Lage)

Gebiet 2 (BsV2)

Grünband

1:5000

öffentlicher Fussweg
(ungefähre Lage)

Informationsinhalt

Bestehende Gebäude

Baulinie (best./geplant)

Bauordnung Hünenberg, Anhang 3
Plan zur Bauzone mit speziellen Vorschriften Bösch (Art. 12)



Drälikerbach

Reuss

Chueweid

Giessen

322

6

6

4

4

2

2

7

317

316

753

315

314

313

752

84

2325

2326

2348

25'070m2

834m2

42'532m2

10'129m2

48'163m2

3'622m2

21.00

25.00

30.00
20.00

50.00

20.00

5.00

Genehmigungsinhalt

Vernetzungskorridor (Freilandkulturen, ungedeckt), 20 m

Informationsinhalt

Reussdammprojekt: Dammkrone / Böschungsfuss (Stand: Dezember 2022)

Freihaltestreifen, 5 m

Speziallandwirtschaftszone Buuregarte

Tunnelbereich

Hofbereich

Gewächshausbereich

Naturbereich

Vernetzungskorridor (extensiv mit Leitstrukturen), 30 m

Gewässer

Fliessgewässer offen / eingedolt

Grundwasserschutzzone 1–3 (GS1–GS3)

Wald

Kantonsgrenze

Gewässerraum (Stand Ortsplanungsrevision)

Bauordnung Hünenberg, Anhang 4
Bereichsplan Speziallandwirtschaftszone Buuregarte (Art. 22)

N

1:2500


